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Solide Grundlagearbeiten bei  
der Finanzierungsfrage

In der Schweiz sind die Grundlagearbeiten 
bei der Finanzierungsfrage weit fortgeschrit­
ten. Ausgehend von den Arbeiten der interde­
partementalen Arbeitsgruppe «Finanzierung 
der Sozialversicherungen» in den Neunziger­
jahren ist eine Szenarienkultur entstanden, 
welche darüber Auskunft gibt, wie der zu er­
wartende Finanzierungsbedarf in den kom­
menden Jahren sein wird und mit welchen 
Einnahmearten der Mehrbedarf volkswirt­
schaftlich am besten abgedeckt werden kann.1 
Die Ergebnisse der Szenarien sind nach heu­
tigem Wissen sehr robust und eignen sich 
vorzüglich als politische Entscheidungs­
grundlage. 

Lücken in der bestehenden 
Szenarienkultur

Offen lassen diese Szenarien hingegen 
zwei Fragen von zentraler Bedeutung – näm­
lich die Rückwirkungen auf das Wirtschafts­
wachstum und den Arbeitsmarkt. Diese 
Lücke muss aus zwei Gründen geschlossen 
werden:

Erstens: Die Veränderung von Abgaben für 
die Finanzierung der Sozialwerke kann gros­
sen Einfluss auf die Beteiligung am Arbeits­
markt haben. Hier gilt: Je mehr netto vom 
Lohn bleibt, desto stärker bemühen sich die 
Leute darum, einer Arbeit nachzugehen − 
selbst dann, wenn die Erwerbstätige nicht nur 
materielle, sondern auch ideelle Interessen an 
der Arbeit haben. Wirtschaftlich gesehen sind 
aber nicht alle Ausgaben schlecht. Ausgaben 
für die Altersvorsorge können – wie der Be­
griff es richtig sagt – eine Sparkomponente 
haben und vom Versicherten gewollt sein. 

Man kann sogar so weit gehen, dass auch 
Umverteilung – wie etwa die Absicherung des 
lebensnotwendigen Einkommens durch die 
AHV – vom Zahlenden erwünscht sein kann. 
In diesem Falle wirken sich solche Abgaben 
wenig auf das Erwerbsverhalten aus. Die Be­
liebtheit der AHV dürfte zu einem grossen 
Teil auf diese Mechanismen zurückzuführen 
sein. Negativ wirken sich dagegen Abgaben 
aus, die nicht rentenbildend sind und in eine 
von den Beitragszahlenden ungewollte Um­
verteilung einfliessen. Diese Ausgaben kom­
men einer Lohnsteuer nahe. Das bedeutet: 
Arbeit lohnt sich nicht. 

Zweitens: Viele europäische Länder muss­
ten die Erfahrung machen, dass sich zu gene­
röse Leistungen der Vorsorgeeinrichtungen 
negativ auf das Erwerbsverhalten auswirken 
können. Aus Motiven der Beschäftigungs­
politik wurde ein früher Ausstieg aus dem Er­
werbsleben versüsst. Die Lissabonstrategie der 
EU zielt darauf ab, diese Fehlentwicklung we­
nigstens teilweise rückgängig zu machen. Dies 
bedeutet nicht, dass ein wirtschaftlich sinn­
volles System schlechte Renten zahlen soll, 
ganz im Gegenteil. Vielmehr soll mit den nö­
tigen Korrekturen und der Aussicht auf eine 
gute Rente die Erwerbsbeteiligung begünstigt 
werden. Je höher jedoch das gewünschte Ren­
tenniveau, desto stärker muss aus arbeits­
marktlicher Sicht auf die Anreizneutralität 
der Regelungen im Hinblick auf einen vorzei­
tigen Ruhestand geachtet werden.2 

Neues Instrument zur Analyse  
der volkswirtschaftlichen Auswirkungen

Der Bundesrat ist verpflichtet, bei wirt­
schaftspolitisch relevanten Botschaften ein 
Kapitel über die volkswirtschaftlichen Aus­
wirkungen vorzulegen. Mit der vorliegenden 
Studie wurde nun ein Werkzeug geschaffen, 
um dies bei grundlegenden Entscheiden auf 
einer methodisch sauberen Basis zu bewerk­
stelligen. Verschiedentlich wurde sowohl von 
Politikern als auch Wissenschaftlern eine 
vertiefte und formalere Auseinandersetzung 
mit den arbeitsmarktlichen Aspekten institu­
tioneller Regelungen gewünscht. 

Methodenvielfalt

Die Erfahrungen mit der Finanzkrise ha­
ben uns gelehrt, dass es gefährlich ist, sich bei 
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Hinweis

Der ausführliche Bericht zur Studie kann 
auf www.seco.admin.ch, Rubriken «Dokumen-
tation», «Publikationen und Formulare», 
«Veröffentlichungsreihen» heruntergeladen 
werden. Für das Frühjahr 2009 ist eine Veran-
staltung geplant, an der die Ergebnisse der 
Studie vorgestellt und diskutiert werden.
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Grössenordnungen in der sehr langen Frist 
handelt. 

Der Artikel von Christian Jaag und Mirela 
Keuschnigg analysiert mögliche Reformen 
innerhalb der beruflichen Vorsorge. 
–	 Gemäss dem Modell würde eine Verein­

heitlichung der abgestuften Altersgut­
schriften keinen Einfluss auf den Arbeits­
markt haben. Dies bestätigt die 
Stossrichtung der Beantwortung des Pos­
tulats Polla in dieser Frage.3 

–	 Die Verschiebung von Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberbeiträgen hat gemäss dem 
Modell kaum Auswirkung auf das Ar­
beits-Angebotsverhalten, die effektive Be­
schäftigung und die Einkommen.

–	 Die starke Fragmentierung und Unüber­
sichtlichkeit der zweiten Säule führt zu 
erheblichen volkswirtschaftlichen Kosten. 
Wohlfahrtsgewinne wären möglich: Mit 
demselben Konsumverzicht heute (in 
Form der Beitragsleistung) könnte ein 
höheres Einkommen im Alter finanziert 
werden.

–	 Die Studie bejaht zwar, dass mit einer Ver­
änderung des Verhältnisses zwischen Um­
lage- und Kapitaldeckungsverfahren Effi­
zienzgewinne möglich wären. Jedoch 
wären einschneidende Umverteilungen 
während sehr langer Übergangsfristen 
unvermeidbar. Deren Abfederung würde 
die langfristigen Wohlfahrtsgewinne er­
heblich mindern. 

Fazit

Wie bereits erwähnt, war es nicht Aufgabe 
der Arbeit, ein Reformprogramm auszuar­
beiten, sondern vielmehr, Handlungsfelder 
zu diskutieren und Grössenordnungen abzu­
schätzen. Die gewählte lange Frist hat dabei 
den Vorteil, dass die Veränderungen deutlich 
zu Tage treten. Die in den beiden Artikeln 
des Forscherteams beschriebenen Arbeiten 
füllen eine Lücke, die es uns erlauben wird, 
in Zukunft die Entscheidungsgrundlagen zu­
handen der Politik zu verbessern.� 

politischen Entscheiden auf eine einzige oder 
eine begrenzte Klasse von Modellen abzu­
stützen. Aus diesem Grunde lohnt es sich in 
hohem Masse, die Vorsorgeeinrichtungen 
aus verschiedenen methodischen Ansätzen 
anzugehen. Während bislang die ökono­
mischen Aussagen aufgrund summarischer 
ökonomischer Überlegungen abgefasst wur­
den, wird mit den Arbeiten der Forscher­
gruppe um Prof. Christian Keuschnigg ein 
berechenbares Gleichgewichtsmodell einge­
setzt. Dies soll die Robustheit und Verläss­
lichkeit der Aussagen erhöhen, indem die 
gegenseitigen Wechselwirkungen zwischen 
Sozialversicherungen, Beschäftigung und 
Wachstum rigoros berücksichtigt werden. 

Auf lange Frist angelegte Analyse

Ein weiterer Aspekt ist die auf sehr lange 
Frist ausgelegte Analyse. Dies ist von zwei 
Gesichtspunkten her gerechtfertigt: Ände­
rungen in den sozialen Institutionen allge­
mein und der Vorsorge im Speziellen wirken 
sehr langfristig. Nachträgliche Korrekturen 
sind teuer. Dies muss bei der Analyse beach­
tet werden. Weiter hat die lange Frist den 
Vorteil, dass die Auswirkungen von Mass­
nahmen deutlich zu Tage treten. Das erlaubt 
eine langfristig sinnvolle Ausrichtung der 
Politik. 

Stärkung des ökonomischen Gesichtswinkels 

Wie bereits erwähnt, steht den ausge­
reiften finanzpolitischen und sozialpoli­
tischen Analysen kein entsprechend entwi­
ckelter ökonomischer Ansatz gegenüber. Die 
ökonomische Analyse zeigt einen wichtigen 
Aspekt auf, ist aber nicht allein relevant. 
Bildlich gesprochen entspricht die ökono­
mische Analyse einem Röntgenbild, welches 
die tragenden Strukturen, aber nicht den ge­
samten Menschen abbildet. Das Vorlegen der 
ökonomischen Analyse soll nicht heissen, 
dass gesellschafts- und sozialpolitische As­
pekte oder Finanzierungsfragen vernachläs­
sigt werden sollen. 

Ein Blick auf die Resultate der Studie

Im Artikel von Christian Keuschnigg wer­
den die Grundlagen der Analyse aufgezeigt. 
Dabei wird klar, dass die durch die Finanzie­
rung der Sozialwerke ausgelösten Anreize ei­
ne zentrale Rolle spielen. Der demografische 
Schock auf die Wohlfahrt kann erheblich ge­
mildert werden, wenn es gelingt, die Er­
werbsbeteiligung hoch zu halten. Im quanti­
tativen Teil wird aufgezeigt, welche relative 
Bedeutung die verschiedenen Handlungsal­
ternativen haben. Es sei hier betont, dass es 
sich dabei nicht um ein politisches Pro­
gramm, sondern um die Abschätzung von 
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